
Schuldnerberatung

Schuldnerberatung in Rheinland-
Pfalz sichern und ausbauen

Unsere zentralen Forderungen:

Wirksame Umsetzung der EU-Verbraucherkreditrichtlinie
Das Recht auf kostenfreie Schuldnerberatung muss weiterhin gesichert werden, sodass
jede Bürgerin und jeder Bürger einen einklagbaren Zugang zu qualifizierter, kostenloser
Beratung erhält.

Verlässliche Finanzierung sicherstellen
Das Land muss gemeinsam mit Bund, Kommunen und den Sparkassen tragfähige
Finanzierungsmodelle entwickeln und einen dauerhaften sowie auskömmlichen
Landesanteil bereitstellen.

Fachkräfte stärken
Angemessene Vergütung, Qualifizierung und eine nachhaltige Fachkräfteoffensive sind
notwendig, um die Beratungsqualität zu sichern.

Strukturen modernisieren
Vereinfachte Fördermodalitäten für Träger der freien Wohlfahrtspflege (Aufhebung der
Trennung von Schuldner- und Insolvenzberatung) sowie Ausbau innovativer,
niedrigschwelliger Zugangswege (z. B. digitale Beratung). 

Prävention ausbauen
Damit finanzielle Bildung, vor allem für junge Menschen, ein selbstverständlicher Teil
unserer sozialen Infrastruktur wird, müssen Schuldnerberatungsstellen personell gestärkt
werden und zusätzliche Stellenanteile für den Bereich Prävention geschaffen werden.

Überschuldung ist längst kein Randphänomen mehr. In Rheinland-Pfalz sind
tausende Haushalte von Zahlungsproblemen betroffen – mit gravierenden
Folgen für Gesundheit, soziale Teilhabe und die Stabilität des Gemeinwesens.
Die Einrichtungen der Freien Wohlfahrtspflege tragen die Hauptlast bei der
Beratung und Begleitung Betroffener. Doch die vorhandenen Strukturen
stoßen seit Jahren an ihre Belastungsgrenzen: Wartezeiten nehmen zu,
Fachkräfte sind überlastet, eine verlässliche Finanzierung fehlt.

Die Folgen sind fatal: Überschuldete Menschen verlieren nicht nur den Zugang zu wirtschaftlicher
Handlungsfähigkeit, sondern geraten oft in soziale Notlagen, die wiederum erhebliche
Folgekosten für das Land und die Kommunen verursachen. Dabei ist der Nutzen von
Schuldnerberatung unbestritten: Ratsuchende gewinnen Lebensqualität zurück, Gläubiger
vermeiden kostspielige Insolvenzverfahren, die öffentliche Hand spart Sozialausgaben, und die
Wirtschaft profitiert von stabilisierten Verbraucher*innen.

Fazit 
Sie schützt Menschen vor existenzieller Not, stabilisiert Haushalte und bewahrt soziale
Teilhabe. Wir rufen die Landespolitik und den zukünftigen Landtag auf, gemeinsam mit den
Trägern der Freien Wohlfahrtspflege und den Kommunen eine nachhaltige Finanzierungs-
und Ausbauoffensive für die Schuldnerberatung in Rheinland-Pfalz auf den Weg zu
bringen.
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